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Bonn, den 12. Juli 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Regionale Wirtschaftsförderung 

Bezug : Kleine Anfrage der Abgeordneten Varelmann, Arndgen, 
Schmücker, Krammig, Dr. Stecker, Dr. Slemer, Hackethal, 
Vogt und Genossen 
— Drucksache 2885 — 


In Übereinstimmung mit den Bundesministerien für Arbeit und 
Sozialordnung, für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, der 
Finanzen, für Wohnungsbau und für Verkehr beantworte 
ich die Kleine Anfrage betr. regionale Wirtsdiaftsförderung 
— Drucksache 2885 — wie folgt: 

Zu 1. 

Die Entwicklung der Bevölkerungszahlen in den einzelnen 
Landkreisen der Bundesrepublik wird von der Bundesregie- 
rung im Rahmenihrer regionalwirtschaftlichen und arbeitsmarkt- 
politischen Überlegungen laufend und sorgfältig verfolgt. Der 
Bundesregierung ist auch bekannt, daß die Bevölkerung in 
den meisten Landkreisen mit einem hohen Geburtenübersdiuß 
seit dem Jahre 1950 abgenommen hat. Sie hat das Institut 
für Raumforschung beauftragt, nähere Untersudiungen über 
den Rückgang der Bevölkerungszahlen in diesen Landkreisen 
durchzuführen. Auf die bereits vorliegenden Untersuchungs- 
berichte des Instituts für Raumforschung darf verwiesen werden. 

Zu 2. 

Bei der Beurteilung der Bevölkerungsentwicklung in den 
einzelnen Landkreisen muß berücksichtigt werden, daß während 
der Kriegsjahre und auch in den ersten Nadikriegsjahren 
vor allem die ländlichen Gebiete — zu denen insbesondere 
auch die Landkreise mit hohen Geburtenüberschüssen zählen — 
einen erheblichen Bevölkerungszuwachs durch Evakuierte, 
Vertriebene und Flüchtlinge zu verzeichnen hatten. Die seit 
dem Jahre 1950 in zahlreichen Kreisen festzustellenden hohen 
Abwanderungszahlen sind in nicht unbeträchtlichem Umfange 
darauf zurückzuführen, daß ein Großteil dieses Personenkreises 
entweder an den früheren Wohnsitz zurückkehrte oder sich 
aus sonstigen Gründen anderswo ansiedelte. 

Andererseits besteht kein Zweifel, daß die Ursache für die 
Abwanderungen aus ländlichen Gebieten — neben dem vor 
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allem bei jüngeren Menschen festzustellenden Trend nach der 
Großstadt — in den unzureichenden Beschäftigungsmöglich- 
keiten auf dem Lande zu suchen ist. Die Bundesregierung 
führt daher seit dem Jahre 1951 besondere Programme zur 
Verbesserung der Wirtschaftsstruktur dieser Gebiete durch. 
Hierbei wird vor allem angestrebt, durd^i Ansiedlung von 
Industriegebieten in diesen Gebieten gewerbliche Dauerarbeits- 
plätze in ausreichender Zahl zu schaffen, 

Die Bundesregierung wird den strukturschwachen Gebieten 
mit relativ hohen Geburtenüberschüssen auch weiterhin ihre 
besondere Aufmerksamkeit widmen. 

Zu 3. 

Die Bundesregierung hält es nicht für gesund, daß zahlreiche 
Fernpendler aus den Landbezirken unzumutbar lange Entfer- 
nungen zurücklegen müssen, um zu ihren Arbeitsplätzen zu- 
gelangen. Durch die in 2, erwähnten Maßnahmen zur Förde- 
rung der Industrieansiedlung in ländlichen, strukturschwachen 
Gebieten wird in Verbindung mit entsprechenden Maßnahmen 
zur Förderung des Wohnungsbaus, insbesondere des Familien- 
heimbaus, gleichzeitig angestrebt, das Ausmaß der Pendel- 
wanderung zu verringern. Diese Maßnahmen wirken damit 
auch der Entvölkerung der wirtschaftssch wachen Räume entgegen. 

Zu 4. 

Die angestrebte Verbesserung der Wirtschaftsstruktur von 
ländlichen Gebieten mit hohen Geburtenüberschüssen und 
zahlreichen Pendlern hat nicht zuletzt auf Grund der inten- 
siven Bemühungen der primär zuständigen Landesregierungen 
und der Bundesregierung in den letzten Jahren erfreulich 
gute Fortschritte gemacht. Dank der seit langem anhaltenden 
guten konjunkturellen Lage in der Bundesrepublik konnten 
in den letzten beiden Jahren in manchen Gebieten mehr In- 
dustriebetriebe angesiedelt und damit gewerbliche Dauerar- 
beitsplätze geschaffen werden als in den vorausgegangenen 
8 Jahren zusammen. 

Allein im Rahmen des 1959 angelaufenen „Entwicklungspro- 
gramms für Zentrale Orte in ländlichen, schwach strukturierten 
Gebieten" wurden bis Ende 1960 in den hierfür ausgewählten 
Gemeinden rd. 50 Industriebetriebe angesiedelt, in denen nach 
erreichtem Endausbau rd. 7000 Arbeitskräfte aus diesen länd- 
lichen Gebieten gewerbliche Dauerbeschäftigungsmöglichkeiten 
finden. Bei einigen „zentralen Orten" ist bereits die zur Zeit 
mögliche Kapazität für Industrieansiedlungen erreicht, weshalb 
vor einigen Monaten neue Orte in das Programm einbezogen 
wurden. 

Bedingt durch die unterschiedlichen Standortverhältnisse der 
einzelnen Fördergebiete hat sich allerdings der Industrialisie- 
rungsprozeß nicht überall mit der gleichen Intensität voll- 
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zogen. Die Bundesregierung wird daher zusammen mit den 
Landesregierungen weiterhin die Entwicklung in den einzelnen 
Räumen sorgfältig beobachten und der unterschiedlichen Situ- 
ation durch eine sinnvolle Ausgestaltung der regionalen Hilfs- 
programme Rechnung tragen. Dabei wird insbesondere zu 
prüfen sein, wo eine Intensivierung der Industrieansiedlung 
angebracht ist. Entsprechende Untersuchungen laufen bereits. 

Grundsächlich ist jedoch die Bundesregierung aufgrund der in 
den letzten Jahren gesammelten Erfahrungen der Auffassung, 
daß die Industrialisierung ländlicher Gebiete organisch und 
nicht überstürzt betrieben werden darf, wenn auf lange Sicht 
eine gesunde Wirtschaftsstruktur dieser Räume erreicht wer- 
den soll. Eine zu rasche, mit überdosierten Mitteln forcierte 
Umgestaltung der Wirtschaftsstruktur würde zu Spannungen 
und Störungen auf den verschiedensten Gebieten führen, die 
bei einem maßvollen Vorgehen vermieden werden können. 

Zu 5. und 6. 

Wegen der Bereitstellung von Mitteln der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (BAVAV) 
zur Intensivierung der regionalen Förderungsmaßnahmen steht 
die Bundesregierung seit 1959 mit der BAVAV in laufender 
Verbindung. Die BAVAV hat für diese Zwecke auch bereits 
60 Mio DM zur Verfügung gestellt. Diese Kreditmittel werden 
iin Einzelfall mit einer Laufzeit von 7 Jahren (einschließlich 
von 2 tilgungsfreien Jahren) vergeben. Sie werden in der 
Regel zusammen mit den Mitteln des Regionalen Förderungs- 
programms vergeben, die in solchen Fällen 7 Jahre tilgungs- 
frei gestellt werden, so daß dem Letztkreditnehmer für den 
Gesamtkredit die nach den Richtlinien vorgesehene Laufzeit 
von 15 Jahren eingeräumt werden kann. 

Es würde zweifellos eine Vereinfachung bedeuten, wenn auch 
die Mittel der BAVAV mit einer Laufzeit von 15 Jahren zur 
Verfügung gestellt werden könnten. Die BAVAV hat jedoch 
bei den diesbezüglichen Verhandlungen darauf hingewiesen, 
daß es ihr aus liquiditätsmäßigen Gründen nicht möglich sei, 
für die Kreditmittel eine längere Laufzeit als 7 Jahre einzu- 
räumen. 

Die Bundesregierung ist bereit, entsprechend der in der Klei- 
nen Anfrage gegebenen Anregung erneut an die BAVAV 
wegen einer Verlängerung der Laufzeit der Kreditmittel her- 
anzutreten. Allerdings ist darauf hinzuweisen, daß die BAVAV 
aufgrund der Beitragsaussetzung ab 1. August 1961 bei der 
Anlage ihrer Mittel dem Liquiditätsgesichtspunkt besondere 
Beachtung widmen muß. 


In Vertretung 

Westrick 



